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Beschluss vom 31. Januar 2002 

Es wirken mit: 

Oberrichterin Jeger (Präsidentin), Oberrichter Frey, Lämmli, Gerichtsschreiber 
Schaad 
 
 
betreffend Weisung über die Unterschriftsberechtigung auf den Betrei-
bungs- und Konkursämtern 
 
zieht die Aufsichtsbehörde für Schuldbetreibung und Konkurs in Erwägung: 
 
Der Amtschreibereiinspektor unterbreitet folgende Weisung zur Genehmigung: 
 
Weisung des Amtschreiberei-Inspektorates vom 21. Januar 2002 an die 
Betreibungs- und Konkursämter betreffend Delegation der Unterschrifts-
berechtigung; § 2 EV SchKG 
 
Ausgangslage 
 
Die Betreibungs- und Konkursbeamten sind gemäss Art. 2 SchKG zwingend für 
ihren Betrieb verantwortlich, und sie müssen die Abläufe gesetz- und auch 
zweckmässig organisieren. Dafür haben sie eine Ueberwachungs- und Weisungs-
pflicht gegenüber ihren Angestellten. Schenken sie diesen Aufgaben zuwenig Be-
achtung, kann dies eine Haftung gemäss Art. 5 SchKG auslösen. Allerdings umfasst 
die Amtsleitung nicht die Pflicht, alle Aufgaben des SchKG selbst wahrzunehmen 
(SchKG-Roth, Art. 2 N 6). 
§ 2 Abs. 1 der "Verordnung zur Einführung des Bundesgesetzes über Schuldbe-
treibung und Konkurs sowie des Bundesgesetzes über die Schuldbetreibung gegen 
Gemeinden und andere Körperschaften des kantonalen öffentlichen Rechts" (EV 
SchKG; BGS 123.321) trägt dem Rechnung und bestimmt: 

"Die Pfändungen, Aufschreibungen und Steigerungen werden vom Betrei-
bungs- und Konkursbeamten selbst, von seinem Stellvertreter oder nach sei-
nen Anordnungen von den Angestellten des Betreibungs- und Konkursamtes 
vollzogen. Der Betreibungs- und Konkursbeamte kann seinen Stellvertreter 
und die Angestellten zur Unterzeichnung von Betreibungsurkunden und von 
Urkunden im Konkursverfahren ermächtigen." 

Über Kassen-, Postcheck- und Bankguthaben darf allerdings nur mit Kollektivun-
terschrift verfügt werden (§ 42 der Finanzhaushaltungsverordnung; BGS 611.22). 
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Die Delegation der Unterschriftsberechtigung an die Angestellen der Betreibungs- 
und Konkursämter bewirkt für die Amtschefs bzw. Amtschefinnen und ihre Stell-
vertreter oder Stellvertreterinnen eine bedeutende Arbeitserleichterung. Sie kann 
jedoch nicht uneingeschränkt erfolgen. Einerseits sind bestimmte Urkunden von 
derart grosser Bedeutung, dass sie von den Amtschefs bzw. Amtschefinnen oder 
ihren Stellvertretern oder Stellvertreterinnen selbst unterschrieben werden müs-
sen, andererseits darf die Unterschriftsberechtigung nur qualifizierten Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen erteilt werden. 
Die vorliegende Weisung bezweckt, § 2 Abs. 1 EV SchKG zu präzisieren und stellt 
Regeln über die Unterschriftsberechtigung im Arbeitsbereich des Betreibungs- und 
Konkursamtes auf. 
 
Wir erlassen folgende 
 
aufsichtsrechtliche Weisung: 
 
1. Sämtliche Unterschriftsberechtigungen sind in den Stellenbeschreibungen 

der betroffenen Stellvertreter und Stellvertreterinnen bzw. Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen festzuhalten. Zusätzlich ist ein Übersichtsblatt pro Amt zu 
erstellen; dieses ist beim Amtschreiberei-Inspekorat zu deponieren. 

2. Die Delegation der Unterschriftsberechtigung durch die Betreibungs- und 
Konkursbeamten bzw. -beamtinnen an ihre Stellvertreter und Stellvertrete-
rinnen (Notare, Notarinnen) sowie an ausgebildete Juristen und Juristinnen 
(lic.iur.) und Verwaltungsbeamte und -beamtinnen (im Bereich SchKG) ist 
uneingeschränkt möglich. 

3. Sämtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dürfen Urkunden ohne Verfü-
gungscharakter (Korrespondenz, Betreibungsauskünfte) uneingeschränkt 
unterzeichnen. 

4. Urkunden mit Verfügungscharakter dürfen von speziell dazu ermächtigten 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen nur dann unterzeichnet werden, wenn es 
sich um sogen. Massenverfügungen handelt (Zahlungsbefehle, Pfändungs-
ankündigungen, Konkursandrohungen, Mitteilungen Verwertungsbegehren, 
Verlustscheine). 

5. Faksimilestempel dürfen nur für Massenverfügungen und nur von ihrem Ei-
gentümern bzw. Eigentümerinnen selbst verwendet werden. Diese Stempel 
sind unter Verschluss zu halten. 

6. Urkunden mit Verfügungscharakter, die nicht als Massenverfügungen quali-
fiziert werden können (z.B. Lohnpfändungsverfügungen, Pfändungsurkun-
den, Kollokations-, Lasten- und Verteilungspläne, Aussonderungsverfügun-
gen, Kollokationsverfügungen, Kostenabrechnungen, Kompetenzgutaus-
scheidungen, Steigerungsbedingungen usw.) dürfen nur von den Betrei-
bungs- und Konkursbeamten oder -beamtinnen bzw. ihren Stellvertretern 
und Stellvertreterinnen (Notare, Notarinnen) und den hiezu ermächtigten 
Juristen und Juristinnen (lic.iur.) und den Verwaltungsbeamten und -beam-
tinnen unterzeichnet werden. 

7. Konkursinventare sind von den erstellenden Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen zu unterzeichnen und zusätzlich vom Vorgesetzten oder der Vorgesetz-
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ten (Notar bzw. Notarin, lic.iur., Verwaltungsbeamter bzw. -beamtin) zu vi-
sieren. Selbstverständlich müssen diese Inventare auch durch den Schuldner 
oder durch die Schuldnerin unterzeichnet sein. 

 
Von den vorstehenden Regeln kann in begründeten Ausnahmefällen abgewichen 
werden. Das Amtschreiberei-Inspektorat erteilt dafür eine befristete Ausnahme-
bewilligung. 
 
Zusammenfassung: 
 
Urkunden Berechtigung 
Korrespondenz, Betreibungsauskünfte sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter der Betreibungs- und Konkursäm-
ter 

(kein Verfügungscharakter)  
Zahlungsbefehle, Pfändungsankündi-
gungen, Konkursandrohungen, Mittei-
lungen Verwertungsbegehren, Verlust-
scheine 

ermächtigte Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Betreibungs- und Kon-
kursämter 

(sogn. Massenverfügungen).  
Alle übrigen Urkunden mit Verfügung-
scharakter 

Betreibungs- und Konkursbeamte bzw. -
beamtinnen sowie Stellvertreter und 
Stellvertreterinnen (Notare, Notarinnen) 

 sowie ermächtigte Juristen und Juristin-
nen (lic.iur.), Verwaltungsbeamte und -
beamtinnen (Bereich SchKG) 

 
Es wird beschlossen: 
 
Die obenstehende Weisung wird genehmigt. 

Dieser Beschluss ist schriftlich zu eröffnen an: 
- Amtschreiberei-Inspektorat 

 

Im Namen der Aufsichtsbehörde für Schuldbetreibung und Konkurs 

Die Präsidentin Der Gerichtsschreiber 

Jeger Schaad 


